
- Ausfertigung .

Geschäfbnummen
3 C27t09

verkündet am
09.M.2009

In dem Rechtsstreit

E i n g e g a n g e n

2 1. APR. z00g

HEIZMAHN A BÖIUN9SN

prozeesberollmächtigte: Klägerin

RA. Heizmann und Kollegen, Jahnstr. T,Tglg3Karlsruhe

g6gcn

AachenMtirrohener Versicherung AG,
veftf. d. d. Vorstandsyorsitzenden Michael Westkarnp,
Theaterstr. 9. 52062 Aactren

Eletda6te

Prozessbevol lm ächtigte :
RA. Dr. Eick, Massenbergstr. 11,4479T Boohum

wegen Forderung

hat das.,Amtsgericht Pforzheim ohne mündliche verhandtung gemäß $ 4g5a Zpo durch Richteram Amtsgericht Vögtle

für Recht erkannt:

1' Die.Beklagte.wkd verurteilt, an die Klägerin 408,00 € nebst Zinsen in Höhe von 5 pro.
zentpunkten liber därn Basiszinssatz söit oem o2.oe,zoog zu bezahlen.-

2. lrn tibrigen wird die Klago afuewiesen.

3. Die Beklagto trägtdje Kosten des Rechtsstreits.

4. Das Urteil lst vörläufig voltstreckbar.

Amtsgericht Pforzheim

Urteif

lm Namen des Volkes
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Entscheidungsgründe gem. S 4gSa ZpO:

Die Klage erweist siclr bis ar.rf einen Teil des Zinsanspruchs als begründet. Dio Ktä-
gerin hat aus abgetretenem Recht gegen die Beklagte gemäß gg 7,12 SIVG i.v.m.
SS 1,3 PflVersG Anspruch auf Zahlung von weiteren 408,00 € an Mietwagenkosten.

Die Klägerin ist aktiv legitimiert, Sie hat vor Geltendmachung der Sicherungsahtre-
tung ihren Mieter mit Schreiben voffr 25"11.2008 gemahnt.

Der Geschädigte kann vom Schädiger gemäß S 249 BGB als erfordertichen Herstel-
lungsaufirvand nur den Ersatz derjenigen Mietwagenkosten verlangen, die ein ver-
ständiger, wirtschaftllch vernünftig dertkender Mensch in der Lage des Gesohädigten
fiir zweckmäßig und notwendig halten darf (BGH MDR 2005, 33i ). Dabei wird dem
Geschädigten abverlangt, dass er sich nach unterschiedtichen Tarifen erkundigt und
die Preise von einigen Mletwagenunternehffien Vergletcht.

Allerdings verstößt der Geschädigte noch nicht allein deshalb gegen seine Pflicht
zur Schadensgeringhattung, weil er ein Kraftfahzeug zum UnfallersaEtarif anmielel,
der geqenüber einem ,,Normaltarif" teurer ist, soweit die Besonderheit dieses Tarirs
mit Rücksicht auf die Unfallsituation einen gegenüber dem Normaltarif höheren preis

rechtfertigen, weilseiauf Leisungen des Vermaeters beruhen, dle durch die beson-
dere Unfallsituaüon veranlasst und infolgedessen zur Schadenobehebung nach S
249 BGB erfordertich sind (vgl, oLG Kailsruhe, urteil vom 17,09.2008, 1 u 17109).
Das Gericht folgt der Reohtsprechung sowoht der t. Wie auch der g. Zivilkammer
des Landgerichts Karlsruhe, wonach der in Ansatz zu bringende Normaltarif unter
Heranziehung des Schwacke-Mietpreisspiegefs fijr das Jahr 2006 errnittelt werden
kann, Der BGH hat eine SchäEung aLf dieser Grundlage wiederhort ausdrilcklich
sebiffist (BGH NJW 2009. 58:2008. 2910, 2911 2A07,3782). Dies entspricht auch
der Rechtsprechung des OLG Karlsruhe (VersR 2008, 92). Soweit die BeKagte auf
den Mietproisspiegel des Fraunhofer-lnstituts verweist, führt dies zu Keiner anderen
Beurteilung. Nach der Rechtsprechung des BGH bedarf die Eignung der bei der
SchadenssohäEung verwendeten Listen oder Tabellen nur dann weitercr Klärung,
wenn mit konkreten Tatsachen aufgezeigt wird, dass sich die geltend gernachten
Mängel auf den zu entscheidenden Fall auswirken ( BGH NJW 2OoB ,2g10.2g1j).
Solche Umstände liegen nicht vor.
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Das Gericht folgt den Berufungskammern des Landgerichts, wonach bei der Fest-
stellung der ortsüblichen Mietwagenpreise Angebote von Mietwagenunternehmen
außer Betracht zu bleiben haben, die ntrr über das Internet buchbar sind. Es ist ge-
richtsbekannt, dass die Versendung von Kreditkartendaten, die bei einer derartigen
Buchung angegeben werden ff|tlssen, mit ganz erheblichen Risiken verbunden sind.
Es besteht nämlich in diesem Fällen die konkrete Gefahr, cJass Drttte sich diese
Kreditkartendaten verschaffen und zu unlauteren Zwecken missbrauchen. Soweit
das Fraunhofer Institut Daten telefonisch erhoben hat, fehlt es an einer hinreichend
öt'tsnahen Datenerhebung. GrundsäEfich ist flir ctie Ermittlung der ortsüblichen
Mietwagenproise das Preisniveau an dem Ort maßgebfioh, an dem das Fahzeug
angemietet wurde (BGH NJW 2008, 1519). Eine derafiig hinreichende Ortsnähe ist
bei den per Telefon erhobenen Daten des Fraunhofer Institutes nichi gewährleistet,

da diese ausschließlich nach elnstelligen Postleitzahlengebieten, irn vorliegencten
Fall also nurfür den Bereich des Postfeikahlengebiets 7 aufgesohtüsselt sind. Das
Poetleitzahlengebit,,T" urnfasst aber nahezu den gesamten badischen Raurn und
reicht von Konstanz bis weit nördlich über Karlsruhe hinaus. Damit ist die vom BGH
geforderte Ortsnähe fürdie Ermittlung derortsrlblichen Mietwagenkosten nicht ge-
währleistet.

Nach den Darlegungen des Klägers hat die Mietwagenfirma im Rahrnen der vennie-
tung des Unfallersatzfahacugs u-a. insoweit unfatlbedingte Mehrloistungen erbracht,
als sie auf die Einforderung einer Kaution veaiohtet und eine vorläutige Rechnungs-
stundung efteilt hat. Die Mietwagenkosten sind daher vorliegend als ,,Unfallersatzta-
rif'zu enstatten, wobeidas Gericht gemäß S 287 ZPO die zu crstattenden Mietwa-
genkosten nach dem Normaltarif zuzriglich eines 20%-igen Aufschlags zu schäizen
kann (vgl. LG Karlsruhe, Urteilvom 10.10.200e, g S 20/09).

Damit ergibt sich nach dem Modus des Schwacke-Mietpreisspiegels 200g für das
Postleitzahlengebiet 751 und einem Fahrzeug der Fahrzeugklasse g folgende Atr
rechnung:

1 x 3 Tagespauschale Grundpreis Normattarif
1 x 1 Tagespauschale Grundpreis Normaltarif

447,00 €,

149,00 €.

Nach Abzug der S%-igen Eigenersparnis verbleiben 566,20 €.
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Ftir d ie Vollkaskoversicherung sind anzuseken;
1 xSTagespauschaleä 78,00€,
1 x Tagespauschale ä 26.00 €.

Da der Geschädigte berechtigt ist, ein gleichwertiges Fahrzeug anzumieten und sein
eigenes Fahrzeug tlber eine Anhängerkupplung verfügte, sind auch 4 x ,10,0O € für
die Anhängevorrichtung = 40,00 € anzuseken, Auch die Zubringung und Abholung
sind unfallbedingt und damit zu ersetzen = 50,00 €. Die Beklagte hat auch nicht
substantiiert vorgetragon, warum der Geschädigte angeblich auf die Zustellung und
Abholung nicht angewiesen gewesen sei. Damit ergibt sich ein Gesarntbetrcg von
760,20 €. Zuziiglich des 2O%-igen Aufschlags für unfallbedingte Mehrleistungen (20
o/o ouo 50€'00 € = 119,20€) crgcbcn sich 879,4-0 €. Die Mietwagenrechnung belief
sich jedoch nur auf 80E,00 €. Dies bedeutet, dass die geltend gernachten 408,00 €
zu ercetzen sind.

Der Zinsanspruch folgt den $$ 2Bo, ze9, ?g1BGB. Verzug trat nicht am 23.10.2008
gernäß S 286 Abs- 3 BGB ein. Diese Vorsohrift gilt nurfür Entgel+iforderungen. Auf
Schadensersofaansprüche findet sie keine Anwendung (vgl. palandt-Gruneberg, $
280 Rn. 27)^ Ebensowenig kann die Klägerin Zinsen in Höhe von I % nach S 2eg
Abs. e BGB fordern, da auch diOse Vorschrift lediglich frir Entgeltforderungen gilt
Und damit genau so auszulegen ist wie $ 286 Abs. 3 BGB (vgt. patandt-Grtineberg,

$ 288 Rn. 8).

Die Nebenentscheidungen ergeben sich aus den SS ga Abs. 2, 7og zifler 11,711,
7ßZPA.
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